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der At/geordneten Dr. Reinhart , Egg I Pans i I Treichl 

und Genossen 

an den Bundesminister für Soziale Ver.valt1.lng 

betreffend Novellierung des § 339 ASVG. 

Der Verfassungsgericht.shof hat mit Erkennt.nis vom 23.3.1976, G 38/75; 

einen Satz des § 339 Abs. 2 ASVG als verfassungswidrig aufgehoben. 

Diese Aufhebung trat am 28.2.1977 in Kraft. Dem Erkenntnis ist auch 

zu entnehmen, dass die ab 1.3.1977 verbleibende Regleung dieses 

Paragraphen ebenfalls nicht der Verfassung entsprechen. Eine dies­

bezügliche Prüfung seitens des Verfassungsgerichtshofes unterblieb 

lediglich aus formalen Gründen. 

Bei der Vorbereitung für eine Neuregelung des § 339 ASVG wird es 

unumgänglich sein, auch das Mitspracherecht. der gesetzlichen 

Interessensvertretungen bei der Errichtung von Arrbulatoriendurch. die 

Krankenversicherungsträger unter verfassungsrechtlichen Gesichts­

punkten insgesamt neu zu überdenken. Durch die bisherige Lösung werden 

nämlich die Krankenkassen in unsachlicher Weise dadurch diskriminiert, 

dass in d.iesen Bela.!lgen bisher ausschließlich nur die Ärztekammer 

ein Mitspre.cherecht hat, d.h. dass dadurch ausschließlich die Interessp.n 

der Ärzte und nicht auch die der Versicher·ten entsprechend berücksict-

·tigt sind. 

In diesem Zusamrrtenhang muß auch auf das Gutachten des Herrn Univ.Prof. 

Dr. Öhlin(Y3r zum Thema "Errichtung und Betrieb von Krankenan:::;talten 

durch F'xankenversicherungsträger in verfassungsrechtlicher Sicht'" (siehe 

"Soziale Sich~rheit" November 1976) ve:::-wi.esen ",'erden. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundesminister 

für Soziale Verwaltung die nachstehenden 
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A n fra gen 

1) ~lelch8 Novel.1.ierungsvorschläge werdenv-on Sei t.en des B1.lndes­

ministeriul!1s für soziale Ver<daltung im Hinblick auf di8 Ent-:­

scheidung des Verfassungsgerichtshofes zu § 339 AS\'G aus­

gearbr:;i tet ? 

- :>. -

2) Wi:cd in diesen Novellierungsvorschlägen auf eine gerechte Ver­

tretung de~c InteressE:n der Versicherten, et~.,i'l. durcil ein Mit­

spracherecht der l-\rbeiterkammern bei der Errichtung von Ambu­

lat.orien, Bedacht genommen und dadurch die! krasse tJbE:rbeVlertung 

der Intere3sen der Ärzte beseitigt ? 

3) Inwi.efern vlird bei der Neugestaltung des § 339 ASVG aus ges'..lnd­

hei t.spoli tischer Sicht auch den dringenden Bedürfnissen der 

Versicheri.:en bezüglich der zahnärztlichen Versorgung Rechnung 

getraqen ? 
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